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			Die neue App der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg – nicht nur für Jugendliche!

			Vorgestellt: Essplorer – Wissenswertes rund um Lebensmittel, Ernährung und Kosmetik 

			Jugendliche sind eine wichtige ­Zielgruppe für die Lebensmittel­industrie und werden stark umworben. 

			Umso wichtiger ist eine fundierte und neutrale ­Information, die ansprechend aufbereitet Trends aus dem Bereich Lebensmittel, Ernährung und Kosmetik kritisch hinterfragt. Die neue App der Verbraucherzentrale Essplorer bietet diese Informationen. Nutzer ­können außerdem ihr Wissen mit einem Quiz testen und erfahren über einen speziell an Jugendliche angepassten Body-Mass-Index-Rechner mehr über ihr eigenes Gewicht. Kostenloser Download unter www.essplorer.de.

			Beispiele aus der App:

			Detox Tee – was dahinter steckt

			Was steckt hinter einer Detox-Kur?

			Wer „detoxt“, verzichtet für eine bestimmte Zeit auf übersäuernde Lebensmittel wie Fleisch, Käse, Süßigkeiten, aber auch auf Alkohol und Zigaretten. Den Speiseplan soll man vor allem mit viel Obst und ­Gemüse – hauptsächlich in Form von Säften und Suppen – füllen. Neben ­dieser eingeschränkten Lebensmittelauswahl gehören auch ­Bewegung, ­Massagen und Wellness-Produkte zur Detox-Kur und ­sollen zu mehr Wohlbefinden und einem guten Körpergefühl beitragen. Schlussendlich steckt hinter Detox-Kuren also nicht mehr und nicht weniger als die Konzentration auf eine Ernährung, die reich an natürlichen, pflanzlichen Produkten ist, kombiniert mit ausreichend Bewegung und ­Entspannung. Dass das gesund ist, weiß eigentlich jeder. Eine „Entgiftung“ in ­diesem Sinne ist auch gar nicht notwendig, denn unser Körper verfügt über ­eigene Entgiftungsmechanismen in Leber und Niere. Wie mit jedem angeblich angesagten Ernährungstrend, kommen auch zum Detoxen die passenden Produkte in die Regale der Supermärkte. Die Lebensmittelindustrie greift mit ihren Werbestrategien das Modewort „Detox“ auf, um angeblich neue ­Produkte teuer zu vermarkten – so auch den Detox-Tee.

			Detox-Tee – Kräutertees neu vermarktet

			Er wird als „perfekter Begleiter einer sanften Detox-Kur“ beworben. Immer mehr Hersteller bringen Detox-Tees auf den Markt. Doch was steckt dahinter? Ein Blick auf die Bezeichnung und die Zutatenlisten der ­Produkte zeigt: Hierbei handelt es nicht etwa um ein besonderes ­Wundermittel, sondern schlichtweg um Kräuterteemischungen, die unter dem Namen „Detox“ neu vermarktet werden. […]

			

			Zusatzstoffe – Was verbirgt sich hinter den E-Nummern?

			Zusatzstoffe verändern die Eigenschaften von Lebensmitteln: Sie machen sie länger haltbar, färben sie, sorgen für eine ­einheitliche Konsistenz oder verstärken den Geschmack. Kurzum: Sie werden ­
absichtlich zugesetzt und nutzen häufig vor allem dem Hersteller, seine Produkte an den Mann oder die Frau zu bringen. Derzeit sind rund 320 Zusatzstoffe für konventionelle Lebensmittel und etwa 50 Zusatzstoffe für Bio-Produkte zugelassen. […]

			Sind Zusatzstoffe schädlich?

			Damit Zusatzstoffe für Lebensmittel eingesetzt werden ­dürfen, ­müssen sie zugelassen ­werden. Voraussetzung dafür ist, dass der Zusatzstoff technologisch notwendig und gesundheitlich unbedenklich ist. Für viele Zusatzstoffe gibt der so genannte ADI-Wert (acceptable daily intake) die Menge an, die selbst dann zu ­keinen gesundheitlichen Schäden führt, wenn man sie täglich und ein Leben lang zu sich nimmt. ­Dieser Wert ist die Grundlage bei der Festlegung der Höchstmengen. Hier gehen die Experten von einer durchschnittlichen Ernährung aus. Wer sich nicht „normal“ ernährt, zum Beispiel große Mengen an ­Limonade mit Süßstoffen trinkt, kann die ADI-­Werte schon mal überschreiten. Einige Zusatzstoffe können in Einzelfällen zu allergischen Reaktionen oder Pseudo­allergien führen.

			Drei Fragen an Christiane Manthey, Abteilungsleitung ­Ernährung, Kosmetik und ­Hygiene

			Was ist das besondere an der App Essplorer?

			Jugendliche werden mit Informationen beziehungsweise Werbung zu Lebens­mitteln überhäuft. Da ist es manchmal schwierig, an unab­hängige Informationen zu gelangen, um Trends zu hinterfragen. Beispielsweise Detox-Tee: Wir informieren darüber, was ­hinter diesem Gesundheitstrend und den Versprechungen steckt. Die App bietet also unabhängige und fundierte Informationen, die frei sind von Werbung und Verkaufsabsichten.

			Warum eine App?

			Die meisten Jugendlichen ­besitzen ein Smartphone oder Tablet. In der täglichen Informationsbeschaffung spielen diese Geräte eine wichtige Rolle. Wir wollen mit unseren Informationen da sein, wo sie von den Nutzern auch gesucht werden.

			Wie geht es weiter?

			Wir werden die App weiter füttern. Aktuelle Trends und Entwicklungen werden regelmäßig eingepflegt. Außerdem sind wir gespannt auf Rückmeldungen und werden die ­Fragen, die uns gestellt werden, in die Weiterentwicklung der App mit einfließen lassen.

			Berufsunfähigkeitsversicherung: Auf ausreichende Versicherungssumme achten

			Die Berufsunfähigkeitsversicherung ist für die Absicherung des Lebensniveaus bei invaliditätsbedingten Einkommensausfällen unabdingbar. Nur diese Versicherung kann, wenn unfall- oder krankheitsbedingt der Beruf nicht mehr ausgeübt ­werden kann, zumindest finanziell den Lebensstandard sichern. 

			Umso wichtiger ist, dass die Versicherungssumme hoch genug ist. Und hier ist vieles im Argen. In vielen Verträgen sind die Versicherungssummen viel niedriger als der Bedarf des Versicherten. In einer aktuellen Untersuchung von 375 Beratungs­fällen der Verbraucherzentrale er­gab sich ein durchschnittlicher Absicherungsbedarf von über 1.500 Euro Rente im Monat im Fall einer Berufsunfähigkeit. Tatsächlich wurden Verträge zur Berufsunfähigkeitsversicherung jedoch mit einer Versicherungssumme von durchschnittlich lediglich 820 Euro ­abgeschlossen. Die als notwendig ermittelte Absicherung ist also fast doppelt so hoch wie die tatsächlich versicherte Rente.

			Ein Ausgangspunkt ­vieler Probleme ist die Renten­reform 2001: Innerhalb kürzester Zeit wurde in der gesetzlichen Rentenver­sicherung DRV die Berufs­un­fähigkeitsversicherung über Bord geworfen. Die Bedeutung der privaten Berufsunfähigkeitsversicherung erhöhte sich enorm, so entstand eine staatsinduzierte Abhängigkeit der Bürger von privaten Versicherungsangeboten. ­Millionen Verbraucher wurden vor die Herausforderung gestellt, neben der gesetzlichen Rentenversicherung zusätzlich einen Vertrag zur privaten Berufsunfähigkeitsversicherung abzuschließen – und zu bezahlen. 

			Daher sind von staatlicher Seite nicht nur Hilfen für die private Altersvorsorge („Riester-Rente“), sondern auch und gerade für die private Absicherung der Berufsunfähig­keit wichtig. Diese gibt es bisher nur in geringem Ausmaß. Eine ­steuerlich geförderte besondere Form der Berufsunfähigkeitsversicherung, die als Versicherung mit lebenslangem Versicherungsschutz ausgestaltet sein muss, wird gar nicht erst ­angeboten. Es reicht nicht aus, dass die DRV den allermeisten Bürgern gar keinen Berufsunfähigkeitsschutz bietet und dann lediglich feststellt, viele Berufsgruppen hätten gar keine Chance auf eine private Absicherung zu annehmbaren Konditionen. Dass hier zeitnah umfassend nachgebessert wird, ist derzeit nicht ­absehbar. So bleibt den Verbrauchern nur, selbst auf eine angemessene Absicherung durch eine private Berufsunfähigkeitsversicherung mit ausreichender Versicherungssumme zu achten. Eine große Aufgabe fällt hier den Versicherungsvermittlern zu. Von diesen ist zu erwarten, dass sie eine seit langem akzeptierte Leitlinie auch umsetzen: dass Lebensrisiken wie die Berufsunfähigkeit vorrangig angemessen abgesichert sein müssen, bevor der Aufbau einer privaten Altersversorgung einsetzt. Erst Risikoabsicherung, dann Vermögensaufbau. Dann stehen Verbrauchern vermehrt die finanziellen Mittel zur Verfügung, um sich ausreichenden Berufsunfähigkeits-Versicherungsschutz auch leisten zu können.

			Technische Überwachung bei Versicherungen

			Der Appetit der Versicherer auf Daten ihrer Versicherungsnehmer ist sehr groß. Diese sollen immer mehr Informationen liefern. Als Belohnung winken Vergünstigungen – mal ein niedrigerer Versicherungsbeitrag, mal ein kleiner Urlaubsreisegutschein. Doch Zweifel sind angebracht, dass dieses Datensammeln den Versicherten wirkliche Vorteile bietet. 

			Grundsätzlich bergen solche Ideen massive Probleme. 

			Mit solchen Tarifen wird eine laufende Überwachung der Aktivitäten der Versicherten eingeführt, bei der ­massenhaft und dauerhaft Daten zur Kontrolle des gewünschten und vereinbarten Verhaltens gesammelt werden. 

			Sammlungen ­solcher Daten führten bislang zu Begehrlichkeiten für weitere Nutzungen. Big Data ist einer der ganz großen Hoffnungen von Anbietern. 

			Aktuell im Fokus sind Datensammelideen mit technischen Instrumenten wie Telematikbox und Apps – in der Kfz-Versicherung und ganz aktuell bei der privaten Krankenversicherung. Ein Krankenversicherer plant hierzu einen Tarif, bei dem über Smartphone sportliche Aktivitäten und medizinische Checks erfasst werden können. Wer regelmäßig zum Arzt geht und sich sportlich betätigt, soll mit Vorteilen rechnen können. 

			Zwar mag der Ansatz zunächst in eine interessante Richtung gehen, kann doch ein solcher Tarif Anreize setzen, Sport zu treiben und sich ab und an ärztlich untersuchen zu ­lassen. Dies bringt letztendlich allen Vorteile. Auch ist es nicht verwerflich, wenn ein sportlicher Mensch für seine Aktivitäten finanziell belohnt wird. Doch bergen diese Ideen massive konkrete Problempunkte. 

			So müssen sämtliche datenschutzrechtlichen Aspekte eingehalten werden. Dazu gehört ins­besondere, dass Versicherer genau darlegen, wie die Daten der Versicherten verarbeitet werden und welche Beschäftigten Zugriff darauf haben. Gerade bei solch hochsensiblen persönlichen gesundheitsbezogenen Daten hat der Versicherer eine hohe Datenschutzqualität sicherzustellen und nachzuweisen. Versicherte müssen absolute Sicherheit haben, was mit ihren Daten geschieht und wer sie zu Gesicht bekommt. 

			Bei diesem neuen Ansatz der Versicherer soll die Prämienhöhe durch das Verhalten des Versicherten bestimmt werden. Damit wird ein Zusammenhang zwischen dem jeweiligen Verhalten und einem gesundheitlichen sowie wirtschaftlichen ­Nutzen vorausgesetzt. Dieser ist jedoch nicht grundsätzlich gegeben. Beispielsweise kann die Mitgliedschaft in einem Sportverein zu einem günstigeren Versicherungsbeitrag führen – doch ist man kein bisschen sportlicher, wenn man dort nur passives Mitglied ist. Oder es stellt sich die Frage, ob man der Versichertengemeinschaft tatsächlich weniger Kosten verursacht, wenn man jeden Tag zehn Kilometer joggt, dies aber in verpesteter Luft und auf steinigem Gelände. 

			Ist dieser enge Zusammenhang zwischen Verhalten und Prämienhöhe möglicherweise also gar nicht gegeben, ist die Versicherungskalkulation nicht begründet. 

			Sollten die Prämien tatsächlich verursachungsgerecht nach dem jeweiligen Verhalten des Versicherten festgelegt werden können, zeigt sich ein sehr wichtiger, ganz grundsätzlicher Aspekt: Solche Entwicklungen führen nahezu ­zwangsläufig zu einer Entsolidarisierung bei Versicherungen. Deren Grundidee ist aber, dass Versicherungsnehmer mit höheren Risiken und solche mit niedrigeren Risiken zusammen ein Kollektiv bilden und alle einen bezahlbaren Beitrag tragen. Wenn jemand jedoch beispielsweise sportliche Anforderungen nicht erfüllen kann oder will, hat er in Zukunft bei entsolidarisierten Tarifen höhere Beiträge zu erwarten. Möglicherweise bekommt er manche Versicherungen gar nicht mehr angeboten. Wie ungut solche Entwicklungen sind, zeigt sich schon jetzt am Beispiel der Berufsunfähigkeitsversicherungen. Wer gesundheitlich stark beeinträchtigt ist, bekommt oft keinen Versicherungsvertrag in dieser Sparte und muss ein wichtiges Risiko unversichert lassen. Genau das gilt es jedoch aus Verbrauchersicht in jedem Fall zu vermeiden.

			Der Fall aus der Beratungspraxis

			Benzinklausel überhitzt

			Wenn jemand einen anderen schädigt, muss er dafür finanziell gerade stehen. Das ist richtig so, kann jedoch zu hohen finanziellen Belastungen führen. Daher ist wegen möglicher hoher Personen- und Sachschäden die Kfz-Haftpflichtversicherung gesetzlich vorgeschrieben. Zur Absicherung der vielen weiteren Gefahrenbereiche im Privatleben ist die private Haftpflichtver­sicherung sehr wichtig.

			Um eine Überschneidung dieser beiden Versicherungsarten zu vermeiden – und weil es auch recht günstig ist für Versicherer –, ist die so genannte „­Benzinklausel“ regelmäßig in Tarifbedingungen der privaten Haftpflichtversicherungen enthalten: Danach leistet die private Haftpflichtversicherung nicht bei Schäden im Zusammenhang mit der Nutzung eines Fahrzeugs. Beliebtes Beispiel ist der auf dem Supermarktparkplatz davonrollende Einkaufswagen, der dann ein Auto beschädigt.

			Für Verbraucher ist es besser, Schäden durch die private Haftpflichtversicherung regulieren zu lassen. Denn bei einer Regulierung durch die Kfz-Haftpflichtversicherung droht bei einer Versicherungsleistung eine Rückstufung beim Schadens­freiheitsrabatt, so dass Verbraucher den Schaden unter Umständen sogar selbst bezahlen.

			Daher versuchen Versicherer in Schadensfällen gerne eine Fahrzeugnutzung ins Spiel zu bringen. In einem aktuellen Fall der Versicherungsberatung der Verbraucherzentrale wollte der Versicherer die Argumentation noch weiter ausdehnen: Der 

			

			Verbraucher hatte versehentlich einen Schaden am Auto eines Nachbarn verursacht, das nahe seiner Garage abgestellt war. Er hatte bereits etliche Meter vor der Garage die Fernbedienung zum Öffnen des Garagentors betätigt. Das sich öffnende Garagentor beschädigte dabei das Auto des Nachbarn.

			Er meldete den Schaden seinem Versicherer, bei dem er sowohl die Kfz-Haftversicherung als auch eine ­private Haftpflichtversicherung abgeschlossen hatte. Kein Problem sah der Versicherer darin, den Schaden über die Kfz-Haftpflichtversicherung zu regulieren – ein Leistungsfall für die private Haftpflichtversicherung sei es aber nicht, wegen der Benzinklausel. Damit war der Versicherte wegen der damit verbundenen Nachteile für seine Kfz-Haftversicherung aber nicht einverstanden. 

			Im vorliegenden Fall gab es keinerlei mit dem ­Schaden zusammenhängende Nutzung des Fahrzeuges. Weder war der Verbraucher in das Fahrzeug eingestiegen noch hatte er es be- oder entladen. Er hatte lediglich ein Garagentor bedient, und dieses ist Teil der Immobilie „Garage“ und ist damit ortgebunden. 

			Die Verbraucherzentrale legte dem Versicherer ­diesen Sachverhalt zusammen mit den ­rechtlichen Grundlagen in einem Vermittlungsschreiben dar. Daraufhin übernahm der Versicherer – wenn auch grundsätzlich weiterhin auf seiner Auffassung be­harrend – die Regulierung über die private Haftpflichtversicherung.

			Kündigungswelle der Bausparkassen geht weiter

			Die Bausparkassen verärgern mit ihrer neuerlichen Kündigungswelle Tausende Kunden. Sie behaupten nun, auch solche Verträge kündigen zu können, bei denen der Verbraucher noch einen Anspruch auf ein Bauspardarlehen hat, das Darlehen aber seit zehn Jahren nicht abgerufen hat. Die Kassen leiten einen Kündigungsanspruch aus § 489 Abs. 1 Nr. 2 BGB ab. Danach kann ein Darlehensnehmer (hier: die Bausparkasse) einen Darlehensvertrag (hier: den Bausparvertrag in der Ansparphase) mit gebundenem Sollzinssatz (Guthabenverzinsung in der Ansparphase) kündigen nach Ablauf von zehn Jahren nach dem vollständigen Empfang. Das Landgericht Mainz hatte in einem verhandelten Fall ein Kündigungsrecht der Bausparkasse bejaht (LG Mainz Az. 5 O 1/14). Nach Auffassung der Verbraucherzentrale besteht hier ein Irrtum des Gerichts. Das Darlehensrecht des BGB ist nicht anwendbar. Vertragszweck ist nicht das Erreichen eines Bauspardarlehens, sondern das Erreichen der Bausparsumme. Bausparverträge wurden schließlich auch zur rentablen Geldanlage verkauft. Die Tatsache, dass alle Bausparkassen Tarife anbieten, die einen Zusatz „Rendite“ (oder vergleichbare Bezeichnungen) beinhalten, widerspricht dem ausschließlichen Vertragszweck, ein Darlehen zu erlangen. Zudem bezahlen Verbraucher einen Preis für den Abschluss eines Bausparvertrags, der von der Bausparsumme abhängt und nicht vom für die Zuteilung erforderlichen Mindestsparguthaben. Wenn nach den Bausparbedingungen zudem der Vertrag nach Erreichen der Zuteilungsvoraussetzungen fortgesetzt wird, dann sind weitere Sparleistungen nichts anderes als eine weitere Darlehensgewährung des Bausparers an seine Bausparkasse. Diese darf er bis zur Erreichung der Bausparsumme vornehmen. Ein „vollständiger Empfang“ des Darlehens ist bis zu diesem Zeitpunkt nicht erfolgt. Im Gegensatz zum Landgericht Mainz argumentiert das Oberlandesgericht Stuttgart (Az. 9 U 151/11, Beschluss vom 14. Oktober 2011), dass ein Kündigungsrecht der ­Bausparkasse nicht besteht, solange der Kunde aus seinem Bausparvertrag noch ein Recht auf ein Bauspardarlehen geltend machen kann. Für diese Option auf ein Darlehen hat der Kunde seinerzeit die übliche Abschlussgebühr bezahlt und über viele Jahre eine niedrigere Verzinsung in Kauf genommen als zu dieser Zeit andere Sparverträge erwirtschaftet hätten. Das Verhalten der Bausparkassen erschüttert das Vertrauen auf Vertragstreue. Sogar diejenigen Bausparer, die von der Kündigung nicht direkt betroffen sind, haben daher guten Grund, die Bausparkassen nun aus einem neuen Blickwinkel zu betrachten. Hier sind Tipps für betroffene Bausparer.

			Unterschreiben Sie keinesfalls vorschnell einen Auszahlungsauftrag!

			Bausparkassen legen bei Kündigung oder Androhung einer Kündigung ihren Schreiben oft einen separaten Auftrag auf Guthabenauszahlung bei, den Sie unterschrieben zurückschicken sollen. Mit diesem Vorgehen will die Bausparkasse erzwingen, das Sie den Vertrag kündigen und nicht die Bausparkasse. Überlegen Sie sich, ob Sie diesen Auftrag erteilen wollen. Wenn Sie am Vertrag festhalten wollen, dann teilen Sie dies der Bausparkasse mit und erklären, dass Sie Ihr Bauspardarlehen später in Anspruch nehmen wollen. 

			Behalten Sie sich alle Rechte vor!

			Ist die Rechtslage heute in Ihrem Fall noch nicht abschließend geklärt, weisen Sie Ihre Bausparkasse darauf hin, dass Sie sich alle Rechte vorbehalten für den Fall einer gerichtlichen Entscheidung. Kündigt die Bausparkasse und stellt ein Gericht später fest, dass die Bausparkasse in diesem Fall kein Kündigungsrecht hatte, können Sie von der Bausparkasse Schadenersatz verlangen.

			Machen Sie Ihrem Unmut Luft! 

			Schreiben Sie Ihrer Bausparkasse und informieren Sie Ihre Verbraucherzentrale darüber. Unzufriedene Kunden sind schlecht für das Geschäft, das wissen auch die Bausparkassen. Sie nehmen die Unzufriedenheit zwar in Kauf, weil sie glauben, dass die Kündigung noch immer die bessere Alternative für die Bausparkasse ist. Müssen sie aber befürchten, dass sich der Unmut für sie ökonomisch auswirkt, werden sie nicht umhinkommen, ihre Situation neu zu überdenken. 

			Prüfen Sie eine Klage gegen Ihre Bausparkasse!

			Die Verbraucherzentralen können rechtlich nur gegen Klauseln vorgehen oder gegen wettbewerbswidriges Handeln. Der Verbraucherzentrale sind daher die Hände gebunden, wenn die Bauspar­kassen sich bei der Kündigung auf das Gesetz berufen. Informieren Sie Ihre Verbraucherzentrale, wenn Sie ­Klage einreichen, ebenso über Gerichts­termine, damit Ihre Verbraucher­zent­rale sicherstellen kann, dass der Fortgang der Rechtsprechung rasch öffentlich bekannt wird.

			Beschweren Sie sich bei Ihrem Landtags-/Bundestagsabgeordneten!

			Aus Medienveröffentlichungen ist bekannt geworden, dass es Überlegungen gibt, das Bausparkassengesetz zu ändern. Hierbei wird auch erwogen, den ­Bausparkassen nachträglich eine gesetzliche Grundlage zu gewähren, Kündigungen aussprechen zu können. Die Verbraucherzent­rale wird mit allem Nachdruck gegen eine solche Änderung protestieren. Sie können Ihre Position dazu frühzeitig deutlich machen, indem Sie ­beispielsweise mit Ihrem Landtags- und Bundestagsabgeordneten sprechen oder Ihre Fragen an ihn im Internet stellen, zum Beispiel auf www.abgeordnetenwatch.de

			Landgericht Ulm verneint erneut Kündigungsrecht der Sparkasse 

			Die Sparkasse Ulm hat seit Anfang 2013 ihren Kunden gegenüber behauptet, sie könne hochverzinste und aus Kundensicht attraktive Scala-Sparverträge kündigen. Zweimal hatte sie ihren Kunden bereits eine Frist zum Wechsel in Alternativangebote gesetzt und ihnen mitgeteilt, dass sie die bestehenden Scala Sparverträge nicht mehr fortführen könne. Aufgrund der Drohung, dass die Verträge nach Ablauf der Frist gekündigt ­würden, haben Tausende von Kunden der Sparkasse die schlechter verzinsten Alternativangebote angenommen. Im Januar hat das Landgericht Ulm der Rechtsauffassung der Sparkasse eine Abfuhrt erteilt und in vollem Umfang einer Feststellungsklage eines Kunden der Sparkasse Ulm stattgegeben (Az 4 O 273/13). Danach hat der Kunde das Recht, ­seine monatliche Sparrate jederzeit auf bis zu 2.500 Euro zu erhöhen oder auf bis zu 25 Euro absenken zu können. Ferner sei die Sparkasse nicht berechtigt, den Sparvertrag vor Ablauf der 25-jährigen Einzahlungszeit zu kündigen. Die Sparkasse ­hatte zuvor bereits einem gerichtlich verfügten Vergleich mit der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg zugestimmt (Az 4 O 364/13) und sich verpflichtet, es zu unterlassen, sich auf eine vertraglich ­vereinbarte Klausel, wonach das Guthaben einer dreimonatigen Kündigungsfrist unterliege, zu berufen. Wer ein Alternativangebot der Sparkasse nur wegen des behaupteten Kündigungsrechts angenommen hat, wird durch das Urteil nun in seiner Rechts­position deutlich gestärkt, von der Sparkasse die Wiederherstellung des ursprünglichen Vertrages oder Schadenersatz zu verlangen.

			Neues vom Graumarkt: Urteil gegen Gold ­International SE

			Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg hat gegen Gold International SE eine Unterlassungsklage gewonnen (OLG Düsseldorf, Az 2 U  39/14 vom 8. Januar 2015). Das Unternehmen wirbt für diverse risikobehaftete Geldanlagen. Nach Beschwerden von Verbrauchern ­schaltete sich die Verbraucherzent­rale Baden-Württemberg ein. Das OLG Düssel­dorf hat Gold International SE nunmehr untersagt, im geschäftlichen Verkehr Verbraucher unter deren privaten ­Telefonanschlüssen anzurufen oder anrufen zu lassen, um diesen Spar- und Reservierungspläne zum Erwerb von Aktien anzubieten oder anbieten zu ­lassen, sofern hierzu vorab eine Einwilligung des angerufenen Verbrauchers zu einem derartigen Telefonanruf nicht vorliegt. Ferner wurde es Gold International SE untersagt, Verbrauchern Unterlagen zum Abschluss eines Spar- und Reservierungsplanes zum Erwerb von Aktien im Post­identverfahren zuzuleiten. Schließlich war die von Gold ­International SE verwendete Widerrufsbelehrung fehlerhaft, weshalb sich der Anbieter nicht mehr auf ihre Richtigkeit berufen darf. Verbraucher, die entsprechende kostenpflichtige Spar- und Reservierungspläne mit Gold International SE abgeschlossen haben, sollten ihre Rechte ­prüfen: Eventuell können sie ihre Vertragserklärung widerrufen. Tipp: Lassen Sie sich bei allem Frust über die extrem niedrigen Zinsen nicht zu Geldanlagen überreden, deren Risiken vollkommen unklar sind. Informieren Sie Ihre Verbraucherzentrale, wenn dubiose Anbieter Ihnen angeblich fabelhafte hoch rentable Geldanlagen mit geringem Risiko andrehen wollen.

			Gesundheitsversprechen auf Lebensmitteln – was nicht ­erlaubt ist, ist verboten

			„Zum Aufbau der Knochen“, „stärkt die Abwehrkräfte“, „für ein ­gesundes Herz-Kreislauf- System“ – Studien haben gezeigt, dass Verbraucher eher zu Produkten mit Gesundheitsversprechen greifen als zu nicht ausgelobten Produkten. Sie erwarten aufgrund der Werbeaussagen einen besonderen Zusatznutzen und sind auch bereit, dafür tiefer in den Geldbeutel zu greifen. 

			Welche gesetzlichen Vorgaben gibt 

			es für solche Versprechen? Die Health Claims Verordnung (HCVO) listet – neben nährwertbezogenen ­Angaben – derzeit 250 gesundheitsbezogene Aussagen (Claims), die von der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) geprüft und zugelassen sind. Bereits abgelehnte Claims dürfen dagegen nicht mehr verwendet werden. Grundsätzlich gilt das Verbotsprinzip, das heißt Claims sind verboten, solange sie nicht erlaubt sind. Eine Ausnahme bilden Werbeaussagen zu Pflanzenstoffen, so genannten Botanicals, wie Zusätzen von Ginseng oder Ginkgo. Ihre gesundheitliche Bewertung steht derzeit noch komplett aus.

			Solange sind sie nicht verboten. 

			In der Liste der zugelassenen Claims ­finden sich auch Vorgaben zu ihrer Formulierung. Der Wortlaut kann zwar geringfügig abweichen, die eigentliche Aussage darf dadurch allerdings nicht verfälscht werden. Doch wie steht es um die Umsetzung dieser Vorgaben?

			Die Verbraucherzentralen haben das in einem bundesweiten Marktcheck überprüft. Insgesamt wurden 46 Produkte aus den Produktgruppen Fette und Öle, Getränke, Getreideprodukte, Kinderlebensmittel, Milchprodukte und Nahrungsergänzungsmittel begutachtet. Wie die Tabelle zeigt, werben 20 von 46 Produkten mit nicht zugelassenen Claims, bei knapp der Hälfte der Produkte ­wurden die Aussagen unzulässig ­verstärkt. Die Gruppe der Kinderlebensmittel schneidet besonders schlecht ab.

			Verstöße gegen die Health Claims Verordnung

			Produktgruppe 
(Anzahl der untersuchten Produkte)	Anzahl nicht zugelassener Claims	Anzahl 
überzogener Claims

			Kinderlebensmittel (10)	7	9

			Getränke (11)	5	3

			Getreideprodukte (8)	4	4

			Nahrungsergänzungsmittel (7)	3	4

			Milchprodukte (4)	1	0

			Fette / Öle (6)	0	2

			Summe (46)	20	22

			

			Verbotene Claims sind keine ­Seltenheit

			Über 40 Prozent der untersuchten Produkte tragen Claims, die nicht zugelassen sind, auf ihren ­Etiketten, bei den Kinderlebensmitteln sind 

			es sogar sieben von zehn Produkten.

			Beispiele sind Aussagen zu probioti-schen Keimen auf einer Kindermilch, die eindeutig abgelehnt ­wurden oder die Bewerbung von Zink als Wachstumsbaustein für Kinder, obwohl es für Zink weder erlaubte Claims zum Wachstum noch spezielle Claims für Kinder gibt.

			Hier wird zu viel versprochen

			Im Marktcheck wurden 22 Claims gefunden, die unzulässig ­verstärkt formuliert sind. Auch hier sind ­Kinderlebensmittel die Spitzen­reiter mit neun von zehn Produkten, die zu beanstanden sind. Da werden aus erlaubten Formulierungen wie „trägt zu einer normalen Funktion bei“, was lediglich einer Funktionserhaltung entspricht, Aussagen zur Stärkung, Verbesserung, Förderung oder Entwicklung bestimmter Körperfunktionen.

			Zucker- und Fettbomben, aufgepeppt mit Gesundheitsversprechen

			Die HCVO legt fest, dass Lebensmittel bestimmte Anforderungen erfüllen müssen, um Gesundheitsversprechen tragen zu dürfen. So soll verhindert werden, dass ernährungsphysiologisch ungünstige Produkte, beispielsweise fett- und/oder zuckerreiche Produkte zu Unrecht durch Claims aufgewertet werden. Als Grundlage dafür ­sollen so genannte Nährwertprofile (das heißt festgelegte Werte für kritische Nährstoffe, die die Verwendung von Claims erlauben oder ausschließen) dienen, die zwar in der Verordnung vorgesehen, bis heute aber nicht festgelegt sind. Betrachtet man die Zucker- und Fettgehalte nach Einteilung der Ampelkennzeichnung, liegt jedes dritte Produkt im Marktcheck im roten Bereich und dürfte nach ­Meinung der ­Verbraucherzentralen keine Gesundheitsversprechen ­tragen. So zum Beispiel ein Getreide-riegel für Kinder, der trotz stolzem Zuckergehalt von 37 Gramm pro 100 Gramm für seine Calcium- und Eisengehalte wirbt. 

			Vitamine an der Spitze

			Die meisten verwendeten Claims beziehen sich auf Vitamine, Mineralstoffe oder mehrfach ungesättigte Fettsäuren. Doch über die Hälfte der Produkte enthalten die beworbenen Nährstoffe nicht von Natur aus, sondern diese werden zugesetzt. Am häufigsten wird mit dem Gehalt an Vitamin C und B-­Vitaminen geworben, obwohl die deutsche Bevölkerung laut nationaler Verzehrsstudie ausreichend mit diesen ­Vitaminen versorgt ist. Die aktuelle Versorgungslage scheint bei der Entscheidung der Hersteller über eine Anreicherung also hinter den Marketingaspekten zu stehen.

			Verbraucher erwarten zu Recht, dass lediglich mit Claims geworben wird, die laut der HCVO geprüft, zugelassen und damit wissenschaftlich belegt sind. Die Hersteller stehen in der Verantwortung, die gesetzlichen Vorgaben korrekt umzusetzen. Gerade bei Kinderprodukten, die im Marktcheck besonders schlecht abschneiden, sind Eltern als ­Käufer besonders sensibel und greifen ­häufig zu ausgelobten Produkten, um ihrem Kind etwas Gutes tun. Die Verbraucherzentrale wird die ­bisher mangelhafte Umsetzung in weiteren regelmäßigen Marktchecks kritisch beobachten. Verbrauchern wird geraten, Gesundheitsversprechen grundsätzlich zu ­hinterfragen und nicht jeden Werbespruch für bare Münze zu nehmen. Selbst ­korrekt verwendete Claims ­besagen nicht zwangs­läufig, dass derart beworbene Lebensmittel gesünder als andere sind oder ihre Verwendung sinnvoll ist.

			Der vollständigen Bericht zum Marktcheck sowie eine Kurzfassung sind auf der Internetseite der Verbraucherzentrale unter www.vz-bawue.de/vorsicht-gesundheitsversprechen zu finden.

			Lebensmittelverpackungen aus Kunststoff – gut verpackt, alles transparent?

			Immer mehr Auswahl, immer Neues, immer anwendungsfreundlicher – der deutsche Lebensmittelmarkt ist geprägt von einer riesigen Anzahl an Produkten, einem schnell wechselnden Angebot und einer ­großen Vielfalt an be- beziehungsweise verarbeiteten Produkten. Das schafft für die Verarbeitungs- und Verpackungstechnologie immer neue Herausforderungen. An Verpackungen für Lebensmittel werden hohe Anforderungen gestellt, denn sie haben eine ganze Reihe an Aufgaben. Lebensmittelverpackungen dienen zunächst einmal als Schutzhülle für ihren Inhalt. Sie verhindern den Qualitätsverlust des verpackten Produkts durch mechanische und klimatische Schäden wie Licht, Sauerstoff, Feuchtigkeit, Verunreinigungen oder den Befall durch Mikroorganismen und Schädlinge. Gleichzeitig sind Verpackungen Informations- und Werbeplattformen. Pflichtangaben, beispielsweise zu Zutaten, Haltbarkeit, Nährwerten oder Herkunft, finden sich dort ebenso wie Herstellerwerbung zur Absatzförderung der Produkte.

			Stichwort: Migration – das Problem des Stoffübergangs

			Verbraucherinnen und ­Verbraucher erwarten in erster Linie sichere und anwendungsfreundliche Verpackungen, die eindeutig und verständlich gekennzeichnet sind und keine Fremdbestandteile an das Lebensmittel abgeben. Die Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 über Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, regelt: Verpackungen dürfen keine Bestandteile an Lebensmittel in Mengen abgeben, die geeignet sind, die menschliche Gesundheit zu gefährden, eine unvertretbare Veränderung der ­Zusammensetzung oder eine Beeinträchtigung der organoleptischen Eigenschaften der Lebensmittel (das heißt des Aussehens, Geruchs, Geschmacks und der Farbe) herbeizuführen. ­Deshalb enthalten die bestehenden rechtlichen Regelungen Grenzwerte.

			Trotzdem geraten Verpackungen regelmäßig gerade dadurch in die Kritik. Denn aus allen Packstoffen – außer Glas – können ­unerwünschte Bestandteile in das Lebensmittel übergehen. Kunststoffverpackungen gehören zu den am häufigsten verwendeten Materialien für Lebensmittelverpackungen, weil sie leicht, stabil und gut formbar sind. Doch beispielsweise durch Nichtbeachtung von Anwendungshinweisen und Fehlverwendungen bergen sie ein Risiko des unerwünschten Stoff­übergangs. Bei so genannten „ready-to-heat“ Fertiggerichten, die direkt in der Verpackung erhitzt werden, ist Vorsicht geboten. Denn Erhitzen erhöht das Risiko, dass unerwünschte Stoffe aus der Verpackung auf das Lebensmittel übergehen können. Grundsätzlich sollten Lebensmittel daher allenfalls in der Verpackung zubereitet werden, wenn diese laut entsprechender Kennzeichnung ausdrücklich dafür geeignet ist. Zubereitungshinweise wie die Wattzahl und die Erhitzungsdauer in der Mikrowelle sollten unbedingt beachtet ­werden. Im Zweifelsfall ist der Griff zu mikrowellengeeignetem Geschirr aus Glas oder Porzellan ratsam.

			Jede Verpackung hat ihren ­Verwendungszweck

			Ein Dauerthema in Internetforen: Margarine-, Eisverpackungen oder Verpackungen für ­Tiefkühlmenüs und die Weiterverwendung im Haushalt. Angeblich können sie in der Spülmaschine gereinigt und anschließend zum Einfrieren oder zum Abfüllen von Speiseresten weiterverwendet werden. Ein klassisches Beispiel für Fehlverwendung. Denn bei Kontakt einer Kunststoffverpackung mit völlig anderen Temperaturen oder Zusammensetzungen von Lebensmitteln als ursprünglich vorgesehen, steigt auch das Risiko des unerwünschten Stoffübergangs. Verpackungen werden für einen ganz speziellen Zweck und Inhalt ent­wickelt. Sie sind für den einmaligen Gebrauch gedacht und genau darauf ist ihre Sicherheitsbewertung ausgelegt. Für eine unsachgemäße Weiterverwendung im Haushalt ­haftet aber kein Hersteller.

			Verständliche Informationen sind Fehlanzeige

			Lebensmittelhersteller wählen ihre Verpackungsmaterialien gezielt und aus betriebswirtschaftlichen Gründen aus. Verbraucher hingegen bekommen beim Einkauf nur beschränkt Informationen über die verwendeten Verpackungsmaterialien. Die Abbildung rechts zeigt den Recyclingcode, eine ­freiwillige Kennzeichnung, die zeigt, aus welchem Material eine Verpackung besteht. Auf vielen Verpackungen ist sie auch zu finden, wenn auch häufig undeutlich und schlecht lesbar. Aber auch die Nummern und Kürzel zu „übersetzen“, wie in der ­Tabelle aufgelistet, dürfte ­schwierig sein. Die Verbraucherzent­ralen ­fordern ­seitens der ­Hersteller mehr Trans­parenz und ein ausreichendes Maß an verständlichen Informationen über Verpackungs­materialien und den Umgang damit.

			Das aktuelle Faltblatt „Lebens­mittelverpackungen aus Kunststoff“ enthält Tipps zum Umgang mit Lebensmittelverpackungen und ist in allen Beratungsstellen der Verbraucherzentrale erhältlich. Der Vortrag „Sicher verpackt – alles ­transparent? Wissenswertes im Umgang mit Lebensmittelverpackungen“ (siehe Veranstaltungskalender dieser VerbraucherZeitung) gibt umfangreiche Informationen zum Thema.

			Ein neuer Videoclip der Verbraucherzentralen informiert über Risiken im Umgang mit Lebensmittelverpackungen (www.vz-bawue.de/video-gut-verpackt-alles-sicher).

			Recyclingcode für Polyethylen

			Recyclingcodes für Verpackungsmaterialien

			KUNSTSTOFFE		

			Nummer	Kürzel	Werkstoff

			01	PET	Polyethylenterephtalat

			02	HDPE	Polyethylen hoher Dichte

			03	PVC	Polyvinylchlorid

			04	LDPE	Polyethylen niedriger Dichte

			05	PP	Polypropylen

			06	PS	Polystyrol

			07	O	Andere Kunststoffe

			PAPIER UND PAPPE		

			Nummer	Kürzel	Werkstoff

			20	PAP	Wellpappe

			21	PAP	Sonstige Pappe

			22	PAP	Papier

			METALLE		

			Nummer	Kürzel	Werkstoff

			40	Fe	Stahl

			41	Alu	Aluminium

			HOLZMATERIALIEN		

			Nummer	Kürzel	Werkstoff

			50	FOR	Holz

			51	FOR	Kork

			TEXTILIEN		

			Nummer	Kürzel	Werkstoff

			60	TEX	Baumwolle

			61	TEX	Jute

			GLAS		

			Nummer	Kürzel	Werkstoff

			70	GL	Farbloses Glas

			71	GL	Grünes Glas

			72	GL	Braunes Glas

			

			VERBUNDSTOFFE		

			Nummer	Kürzel	Werkstoff

			80	C/*	Papier und Pappe/verschiedene Metalle

			81	C/*	Papier und Pappe/Kunststoff

			82	C/*	Papier und Pappe/Aluminium

			83	C/*	Papier und Pappe/Weißblech

			84	C/*	Papier und Pappe/Kunststoff/Aluminium

			85	C/*	Papier und Pappe/Kunststoff/Aluminium/Weißblech

			90	C/*	Kunststoff/Aluminium

			91	C/*	Kunststoff/Weißblech

			92	C/*	Kunststoff/verschiedene Metalle

			95	C/*	Glas/Kunststoff

			96	C/*	Glas/Aluminium

			97	C/*	Glas/Weißblech

			98	C/*	Glas/verschiedene Metalle

			* Abkürzung des Hauptbestandteils

			Die aktuelle Verbraucherfrage

			Ich bin Diabetikerin und werde von meiner Diabetikerwarnhündin ­Laska begleitet. 

			Immer wieder bekommen wir in Geschäften Schwierig­keiten mit dem Sicherheitspersonal, das uns den Zutritt zur Lebensmittelabteilung verweigert. Darf Laska mit in den Supermarkt?

			Im Prinzip ja, aber …

			Grundsätzlich müssen Lebensmittelunternehmer vermeiden, dass Haustiere Zugang zu den Räumen haben, in denen Lebensmittel zubereitet, behandelt und gelagert werden. Dies ist in der Lebensmittel-hygiene-­Verordnung der Europäischen Union geregelt. Das Bundes­ministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) hat in einer Stellungnahme (21. Juli 2014) bestätigt, dass dies auch für die ­Einkaufsbereiche von Lebens­mittelgeschäften gilt. In Sonderfällen kann nach Auffassung des BMEL jedoch der Zugang gestattet werden, ­beispielsweise mit Blindenführ- und Assistenzhunden, da hier das Verbot der Diskriminierung behinderter Menschen ausschlaggebend ist. Der Hundeführer muss allerdings darauf achten, dass das Tier nicht mit den Lebensmitteln im Einkaufsbereich in Berührung kommt und/oder diese verunreinigt. Da Assistenzhunde in der Regel sehr ­diszipliniert und gut erzogen sind, wird dies als problemlos ange­sehen.

			Was macht einen Hund zum „­Assistenzhund“?

			Doch nicht jeder Begleithund ist ein Assistenzhund. So werden Assistenzhunde (Behindertenbegleithunde und/oder Rehabilitationshunde) besonders ausgebildet und begleiten behinderte Menschen im Alltag, in Geschäften, auf Reisen, bei Veranstaltungen und in öffentlichen Verkehrsmitteln. Sie ermöglichen ihnen damit ein ­selbstständiges, weitgehend unabhängiges Leben. Typische Beispiele sind Blindenführhunde. Leider ist nicht bundeseinheitlich geregelt, nach welchen ­Kriterien Behindertenbegleithunde ausgebildet werden und welche Angaben dazu in einem Zertifikat/Zeugnis zu machen sind.

			Seit 2013 regelt aber § 11 des Tierschutzgesetzes, dass Institutionen (Hundeschulen) die Hunde ausbilden, behördlicherseits zugelassen werden müssen und einen Sachkundenachweis benötigen. Besitzt die Hunde­schule die entsprechende Sachkunde, kann und darf sie Assistenzhunde ausbilden und darüber selbstverständlich auch Begleit­papiere für den Hund ausstellen. In der Regel wird damit von der Hunde­schule gleichzeitig die erforderliche Sachkunde des Hunde­führers bescheinigt. 

			Empfehlung und Forderung

			Die Verbraucherzentrale rät deshalb, stets den Schwerbehindertenausweis und das Assistenzhundezertifikat/-zeugnis mitzuführen, um es auf Nachfrage vorlegen zu können. Dann sollte es mit dem Einkauf im Supermarkt beziehungsweise dem Lebensmitteleinzelhandel ­klappen. 

			Für Betroffene ist es allerdings derzeit schwierig, eine gute, qualifizierte Hundeschule zu finden, da es hier an klaren rechtlichen Regelungen und einheitlichen Mindeststandards für die Ausbildung fehlt. Wie die Behinderten­vertreterin der Bundesregierung, Verena Bentele, fordert auch die Verbraucherzentrale bundeseinheitliche Begleit­papiere für Assistenzhunde, die damit Behinderten die regelmäßige Teilhabe am ­normalen Leben erleichtern.

			Fitnessstudios: Gut trainiert im Kleingedruckten

			Es hat den Anschein, dass es kaum noch jemanden gibt – egal, ob jung oder alt – , der nicht Mitglied in einem Fitnessstudio ist. Fast in jedem Ort gibt es zumindest ein oder zwei Fitnessstudios, und es werden immer mehr eröffnet. 

			Die Branche scheint zu boomen. Daher ist der Konkurrenzkampf um die Mitglieder auch hart. Die Fitnessstudios versuchen mit bestimmten Trainingsprogrammen und Kursangeboten zu besonders günstigen Preisen sowie der Möglichkeit, rund um die Uhr ­trainieren zu können, neue Mitglieder zu gewinnen. Daher ist es auch nicht verwunderlich, dass ein derart verlockender Vertrag schnell unterschrieben ist und man sich aufgrund des günstigen Mitgliedsbeitrages gleich 24 Monate an das Studio ­bindet.

			Jedoch kommt oftmals nach Vertragsschluss das Erwachen! Denn so leicht wie gedacht kann ein abgeschlossener Vertrag mit einem Fitnessstudio nicht beendet werden. 

			Ein grundsätzlicher Irrglaube ist, dass man auch den im Fitnessstudio geschlossenen Vertrag innerhalb von 14 Tagen ohne weiteres ­wieder auflösen könnte. Jedoch sieht der Gesetzgeber nur in ­bestimmten Situationen (zum Beispiel bei Fernabsatz- und Außergeschäftsraumverträgen) eine solche Widerrufmöglichkeit vor. Eine solche ist jedoch beim Abschluss des Vertrages im Fitnessstudio nicht gegeben. Daher ist man zunächst einmal an die vertraglich vereinbarte Laufzeit gebunden.

			Doch immer wieder versuchen Fitnessstudios, den Verbraucher durch bestimmte Regelungen in ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen zu übervorteilen.

			Schon allein die Tatsache, dass sich das Fitnessstudio das Einverständnis vom Mitglied geben lässt, dass es die geltenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen zur Kenntnis genommen hat und dies mit seiner Unterschrift bestätigt, ist rechtlich so nicht zulässig.

			Auch die schriftliche ­Bestätigung des Mitglieds, bei Vertragsschluss gesund zu sein, ist rechtlich ­gesehen nicht haltbar.

			Viele Fitnessstudios behalten sich durch Klauseln im Kleingedruckten vor, den Mitgliedsbeitrag nach einer entsprechenden Regelmäßigkeit unter bestimmten – für das Mitglied meist jedoch nicht nachzuvollziehenden – Voraussetzungen anpassen zu dürfen. 

			Durch diese Art von Klauseln sehen sich Verbraucher oft Forderungen des Fitnessstudios ausgesetzt, die in der vereinbarten Art und Weise nicht dem Gesetz entsprechen und die Mitglieder damit unverhältnismäßig benachteiligen. 

			Auch die Regelung, dass ein Zahlungsverzug mit zwei oder mehr Mitgliedsbeiträgen zur Folge hat, dass der offene Betrag sofort fällig wird, ist so nicht rechtmäßig. 

			Fitnessstudios versuchen auch immer wieder in ihren AGB sich die Möglichkeit offen zu halten, den Umfang und die Zeiten des Gesamtangebots beliebig abändern und einschränken zu können. Eine derartige Änderung der vereinbarten Öffnungszeiten ist nicht erlaubt, denn dies hätte zur Folge, dass die Mitglieder während des laufenden Vertragsverhältnisses nicht mehr wie vertraglich vereinbart trainieren könnten, sondern das ­Fitnessstudio sich das Recht vorbehält, ungehemmt den Inhalt, den Umfang und die Öffnungszeiten zu kürzen oder zu verlegen.

			Viele Fitnessstudios versuchen auch Mitglieder durch entsprechende

			Klauseln weiterhin an sich zu binden, obwohl beispielsweise dem Mitglied ein außerordentliches Kündigungsrecht zustehen würde. Denn verlegt beispielsweise das Fitnessstudio seinen Standort, steht dem Mitglied ein solches Kündigungsrecht zu. Behalten sich jedoch Fitnessstudios in einer Klausel vor, dass das Mitglied auch dann an den Vertrag gebunden bleibt, wenn das Fitnessstudio seinen Standort verlegt, benachteiligt dies das Mitglied ungerechtfertigt und die Klausel ist damit als rechtswidrig einzustufen.

			Auch die Tatsache, dass im Kleingedruckten generell verboten ist, seine eigenen Getränke zum Training mitbringen zu dürfen, stellt eine unangemessene Benachteiligung des Mitglieds dar, auf das sich das Fitnessstudio so nicht berufen und das Mitbringen eigener Getränke generell verbieten kann.

			Schnell ist man von den Angeboten des Fitnessstudios begeistert – jedoch sollte man sich vor Vertragsabschluss über manche Dinge klar werden. 

			Folgende Punkte helfen die richtige Wahl zu treffen:

			•	Mehrerere Studios vor Vertragsunterzeichnung ausprobieren

			•	Termine für kostenloses Probetraining vereinbaren

			•	Strecke Wohnort/Arbeitsplatz zum Fitness­studio berücksichtigen

			•	Überlegung, ob Einzelstudio vor Ort oder Fitnessstudiokette, die an mehreren Orten Trainingsmöglichkeiten anbietet

			•	Persönliche Vorlieben abklären wie Studiogröße, Öffnungszeiten, ­trainierendes Publikum

			•	Jeweilige Leistungen, Preise, Vertragsbedingungen der Studios genau vergleichen

			•	Verträge mit kurzen Vertragslaufzeiten bevorzugen

			•	Vertragsbedingungen (Laufzeit, Kündigungsfristen, Preise, ­Preiserhöhungen, …) genau prüfen

			•	Gibt es im Fitnessstudio Trainer mit qualifizierter Ausbildung? 

			•	Wann stehen Trainer als Ansprechpartner zur Verfügung?

			•	Sind genügend Geräte für verschiedene Aktivitäten vorhanden?

			•	Wie ist der technische Zustand der Geräte? 

			•	Gibt es umfangreiche Kursprogramme für verschiedene Zielgruppen?

			•	Wie ist die Größe der Kursgruppen?

			Einbeziehung von Allgemeinen Geschäftsbedingungen: das „Kleingedruckte“

			Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) werden oft auch als das „Kleingedruckte“ des Vertrages bezeichnet. Denn wer kennt sie nicht, die Klauseln, die meist – dem Namen alle Ehre machend – klein zusammengeschrieben auf der Rückseite des Vertrages abgedruckt sind! Der Verwender, meist ein Unternehmer, versucht im Rahmen der vertraglichen Gestaltungsfreiheit den Inhalt seines Vertrages entsprechend zu regeln. Jedoch muss sich der Unternehmer auch an bestimmte gesetzliche Regelungen halten. Gesetzliche Regelungen zu AGB finden sich in § 305 ff. BGB. In § 305 BGB ist zunächst einmal bestimmt, was AGB sind und wie diese in den Vertrag ­einbezogen werden, um überhaupt wirksam werden zu können. Ab § 307 ff. BGB stellt der Gesetzgeber klar, was bei der Überprüfung der einzelnen Klauseln beachtet werden muss, welche Regelung den Verbraucher unangemessen ­benachteiligt und damit eine Klausel unwirksam macht. Der Verbraucher soll dadurch vor einer einseitigen Risikoabwälzung geschützt werden. 

			Doch wann liegen überhaupt All­gemeine Geschäftsbedingungen vor?

			Vom Vorliegen von AGB wird dann ausgegangen, wenn die getroffenen Regelungen für eine Vielzahl von Verträgen vorformuliert sind und auch gelten sollen. Die ABG müssen von der einen Vertragspartei (Verwender) der anderen Vertrag­spartei (Verbraucher) bei Abschluss des Vertrages gestellt und eingebracht werden.

			Wie werden Allgemeine Geschäftsbedingungen überhaupt Vertragsbestandteil?

			Nach § 305 Abs. 2 BGB werden AGB nur dann Vertragsbestandteil, wenn der Verwender auf diese vertraglichen Regelungen vor oder bei Vertragsschluss ausdrücklich hinweist. Der anderen ­Vertragspartei (Verbraucher) muss er die Möglich-keit verschaffen, in zumutbarer ­Weise von dem Inhalt dieser Regelungen Kenntnis zu nehmen. Der Verbraucher muss mit der Geltung der Klauseln einverstanden sein. 

			Ist jedoch ein ausdrücklicher Hinweis auf die geltenden AGB wegen der Art des Vertragsschlusses nur unter unverhältnismäßigen Schwierigkeiten möglich, reicht ein deutlich sichtbarer Aushang am Ort des Vertragsschlusses aus ebenso wie die Möglichkeit, dass der Verwender die AGB einsehbar vorrätig hat. 

			Was geschieht, wenn eine einzelne Klausel in einem Vertrag unwirksam ist?

			Ist aufgrund der Überprüfung der AGB anhand § 307 ff. BGB festgestellt worden, dass eine bestimmte Klausel unwirksam ist, weil sie den Verbraucher benachteiligt, dann ist zwar diese eine Klausel nicht Vertragsbestandteil des Vertrages geworden und der Unternehmen darf diese Klausel auch nicht mehr so verwenden und sich auf diese ­berufen. Der übrige Vertrag bleibt jedoch weiterhin bestehen und wirksam. Anstelle der unwirksamen Klausel wird der Inhalt dieser Regelung durch die gesetzlichen Bestimmungen ersetzt und es gelten damit die gesetzlichen Vorschriften.

			Änderungen bei der gesetzlichen Pflegeversicherung bringen Verbesserungen

			Zum 1. Januar 2015 sind ­wichtige Änderungen im Bereich der gesetzlichen Pflegeversicherung in Kraft getreten. Versicherte haben Anspruch auf zusätzliche Leistungen. Bestehende Entlastungsangebote für pflegende Angehörige werden ausgeweitet und lassen sich besser kombinieren. Auch Berufstätige mit pflegebedürftigen Angehörigen profitieren von den neuen Regelungen.

			Alle Leistungsbeträge der Pflegeversicherung werden um bis zu vier Prozent angehoben. Beispielsweise erhält ein Pflegebedürftiger in Pflegestufe II statt wie bisher 440 Euro nun monatlich 458 Euro Pflegegeld für die selbst organisierte Pflege. Deutliche Verbesserungen gibt es bei der Tages- und Nachtpflege. Diese wird nicht mehr auf die ambulanten Pflegeleistungen angerechnet. Der Anspruch besteht nun zusätzlich, und es steht deutlich mehr Geld für die Betreuung zur Verfügung. Beispiel: Bisher gab es für die Kombination von Tagespflege und ambulanten Pflegesachleistungen in Pflegestufe III bis zu 2.325 Euro. Künftig stehen hierfür bis zu 3.224 Euro monatlich zur Verfügung. Auch Demenzkranke profitieren erstmals von dieser Leistung. 

			Neue Kombinationsmöglichkeiten wurden bei der Kurzzeit- und Verhinderungspflege eingerichtet. Pflegebedürftige können nun bis zu acht Wochen in einer Kurzzeitpflegeeinrichtung betreut werden. Dafür zahlt die Pflegekasse maximal 3.224 Euro pro Jahr. Der Betrag für Wohnumfeld verbessernde Maßnahmen steigt deutlich von 2.557 auf 4.000 Euro pro Maßnahme. Mit diesem Betrag ­werden Pflegebedürftige unterstützt, die ihr Haus oder ihre Wohnung barrierefrei umbauen, um so zum Beispiel eine selbstständigere Lebensführung zu ermöglichen.

			Gleichzeitig mit der Pflegereform trat zum 1. Januar 2015 auch das „Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf“ in Kraft. Wer kurzfristig die Pflege eines Angehörigen organisieren muss, kann künftig eine Lohnersatzleistung für eine bis zu zehntägige Auszeit vom Beruf erhalten, vergleichbar dem Kinderkrankengeld. Arbeitnehmer, die sechs Monate Pflegezeit nehmen oder für die Dauer von zwei Jahren ihre Arbeitszeit bis auf 15 Wochenstunden reduzieren, können ein zinsloses Darlehen beantragen. Wer einen Angehörigen in seiner letzten Lebensphase begleitet, kann sich drei Monate Auszeit nehmen.

			Die genannten Leistungsverbesserungen für rund 2,6 Millionen Pflege­bedürftige und deren Angehörige sind mit einer Erhöhung der monatlichen Beiträge für die Pflegeversicherung verbunden. Der Beitragssatz wurde um 0,3 Prozent auf aktuell 2,35 Prozent des Bruttoeinkommens angehoben. Kinderlose zahlen einen Beitrag in Höhe von 2,6 Prozent.

			Betroffene können sich in Pflegestützpunkten oder bei der Unabhängigen Patientenberatung beraten ­lassen. (www.patientenberatung.de)

			Einsicht in die Patientenunterlagen ist rechtens

			Was lange Zeit nur durch Gerichte entschieden wurde, ist ­spätestens mit der Einführung des § 630 g BGB durch das Patientenrechtegesetz geklärt: Patienten haben das Recht, Einsicht in die vollständige, sie betreffende Patientenakte zu bekommen. Gründe müssen nicht angegeben werden. Die Möglichkeit, eine Kopie der eigenen Behandlungsakten bei Ärzten, Krankenhäusern und anderen Therapeuten einzufordern, ist damit ein essenzielles ­Patientenrecht. Dem Patienten ist unverzüglich Einsicht in die vollständige, ihn betreffende Patientenakte zu gewähren. 

			Ärzte, Therapeuten, ­Krankenhäuser und andere Behandler sind verpflichtet, Behandlungsunterlagen mindes­tens zehn Jahre lang aufzubewahren. Dies kann besonders im Falle eines Behandlungsfehlers wichtig sein. Entscheidend ist häufig, dass der Fehler überhaupt nachweisbar ist – beispielsweise bei Fehldiagnosen oder falschen Medikamentengaben lässt sich dieser Nachweis meist nur über die Dokumentation führen. Wer einen Behandlungsfehler vermutet, sollte auf der Herausgabe einer Kopie dieser Unterlagen bestehen. Der Arzt beziehungsweise das Krankenhaus kann dafür maximal 50 Cents pro Seite als Kopierkosten verlangen. Darüber hinausgehende Kosten, beispielsweise für den Zeitaufwand, um die Kopien anzufertigen, sind nicht zu erstatten. 

			Wenn der Arzt die Herausgabe verweigert, sollte er schriftlich (zum Beispiel per Einschreiben) dazu aufgefordert werden. Hier ist eine angemessene Frist von etwa 14 Tagen zu setzen und auf die rechtliche Grundlage zu verweisen. Werden die Unterlagen weiterhin nicht herausgegeben, sollte man eine Beschwerde bei der Ärztekammer in Betracht ziehen oder anwaltliche Hilfe in Anspruch nehmen. 

			Der Arzt hat lediglich die Möglichkeit, persönliche Aufzeichnungen in den Patientendokumentationen unkenntlich zu machen. Ein Recht, aufgrund solcher persönlicher Notizen die Herausgabe völlig zu verweigern, hat er jedoch nicht. Psychiater und Psychologen dürfen die Herausgabe verweigern, wenn „therapeutische Gründe entgegenstehen“, also ein Therapieverlauf durch die Einsicht in die Akten gestört oder sogar unterbrochen werden würde. 

			Aber auch im eigenen Interesse empfiehlt es sich, eine Kopie der Patientenakte zu Hause aufzubewahren. Dies kann bei lang andauernden Behandlungen, häufigerem Arztwechsel oder einfach nur zur eigenen Information hilfreich sein, beispielsweise welche Kinderkrankheiten bereits durchgestanden oder welche Schutzimpfungen verabreicht wurden. Auch ein Antrag auf Anerkennung einer Schwerbehinderung kann beschleunigt werden, wenn diesem die dazu notwendigen Krankenunterlagen bereits beigefügt werden.

			Neue Zusatzbeiträge bei Krankenkassen

			Nach sechs Jahren festem Beitragssatz für alle gesetzlichen Kranken­kassen hat der Gesetzgeber ab dem 1. Januar 2015 wieder eine etwas ­flexiblere Beitragsgestaltung erlaubt. Der Versicherte hat nun wieder durch die Wahl seiner Kranken­kasse direkten Einfluss darauf, wieviel Krankenkassenbeitrag er bezahlt. 

			Zunächst wurde der allgemeine Beitragssatz von 15,5 Prozent auf 14,6 Prozent gesenkt, der von Arbeitnehmern und Arbeitgebern beziehungsweise der Rentenversicherung jeweils zur Hälfte zu tragen ist. Zusätzlich dürfen nun die Krankenkassen einen Zusatzbeitrag erheben. Dieser ist einkommensabhängig und vom Versicherten ausschließlich selbst zu tragen. Die Höhe des Zusatzbeitrags darf jede Krankenkasse je nach dem eigenen Finanzbedarf selbst festlegen. Dies hat zur ­Folge, dass sich solche ­Beiträge schnell wieder ändern können. Die meisten Krankenkassen sind zur Deckung ihrer Kosten auf einen Zusatzbeitrag angewiesen. Im Unterschied zum letzten Jahr ergibt sich für die meisten Versicherten jedoch kein oder ein nur sehr geringer Unterschied, weil der allgemeine Beitrag plus Zusatzbeitrag in etwa die Höhe des früheren Beitragssatzes erreicht. 

			Es ist allerdings nicht ratsam, die Krankenkasse allein nach der Höhe des Zusatzbeitrags auszuwählen. Auch wenn der gesetzlich festgelegte Leistungskatalog bei allen ­Kassen gleich ist, unterscheiden sich die Krankenkassen doch im Service und in zusätzlich angebotenen Leistungen. Viele Krankenkassen ­bieten einen Vor-Ort-Service in Filialen an. Bei einigen Kassen erhalten Versicherte Zusatzleistungen wie Akupunktur, Osteopathie oder professionelle Zahnreinigung. Hier ist klar, dass ein derartiger Leistungsumfang auch finanziert werden muss und sich daher auch im Beitrag niederschlägt. 

			Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (Angestellte und ­Arbeiter) müssen nichts unternehmen. Ihr Arbeitgeber wird über die Lohnabrechnung neben den Krankenkassenbeiträgen auch den Zusatzbeitrag einbehalten und abführen. Freiwillig Versicherte erhalten von ihrer Krankenkasse einen Beitragsbescheid, der ihnen die Höhe des Zusatzbeitrags und den neuen Beitrag mitteilt. 

			Für gewöhnlich muss man 18 Monate Mitglied einer Krankenkasse gewesen sein, bevor man mit einer Frist von zwei Kalendermonaten k­ündigen kann. Sobald jedoch der Zusatz­beitrag einer Kasse geändert wird, hat der Versicherte ein Sonderkündigungsrecht. 
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